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Last-Minute-Änderung bei den Überstunden und 
beim Feiertagsarbeitsentgelt
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Die begünstigte Besteuerung von Überstundenzuschlägen 
sollte mit 1.1.2026 wieder in den ursprünglichen gesetzlichen 
Rahmen rückgeführt werden. Aufgrund des medialen Drucks 
hat sich die Regierung jedoch buchstäblich in letzter Minute 
vor dem Jahreswechsel noch auf eine neue Freibetragshöhe 
für Überstundenzuschläge geeinigt. Entsprechend dieser sind 
ab 1.1.2026 nunmehr die Zuschläge für die ersten 15 Über-
stunden (bisher 18 Überstunden) bis zu einem Betrag von 
€ 170,00 (bis dato € 200,00) pro Monat steuerfrei. 

Gesetzliche Neuregelung auch zum Feiertagsarbeitsentgelt

Im Rahmen einer veröffentlichten Anfragebeantwortung vom 
2.4.2025 hatte das BMF die Rechtsauffassung des Bundes-
finanzgerichts (BFG) übernommen und klargestellt, dass das 
normale Entgelt für eine tatsächlich am Feiertag geleistete 
Arbeit (Feiertagsarbeitsentgelt) als steuerpflichtiger Arbeits-
lohn zu behandeln ist und keinen steuerfreien Zuschlag dar-
stellt. Im Rahmen der bisherigen Verwaltungspraxis wurde die-

ses Feiertagsarbeitsentgelt in vielen Fällen oftmals als steuer-
freier Zuschlag (analog zu Überstundenzuschlägen an Feier-
tagen) behandelt und innerhalb des vorgesehenen Freibetrags 
steuerfrei zur Auszahlung gebracht. 

Die Regierung hat nunmehr im Zuge eines parlamentarischen 
Initiativantrags beschlossen, dass rückwirkend ab 1.1.2026 
die Steuerfreiheit des Feiertagsarbeitsentgelts im Rahmen  
des Freibetrages nach § 68 Abs. 1 EStG ausdrücklich gesetz-
lich verankert werden soll. Dies hat zur Konsequenz, dass  
der Freibetrag von € 400,00 monatlich nunmehr Schmutz-, 
Erschwernis- und Gefahrenzulagen, Zuschläge für Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit und mit diesen Arbeiten zusam-
menhängende Überstundenzuschläge sowie auch das Feier-
tagsarbeitsentgelt mitumfasst.

Die finale Gesetzwerdung war bei Redaktionsschluss noch 
abzuwarten. 

Luxusimmobilien im Fokus

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 2
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Verschärfte Auslegung des VwGH zum Mantel- 
kauftatbestand
Verlustvorträge sind bei Körperschaf-
ten grundsätzlich unbeschränkt vor-
tragsfähig. Um einen Missbrauch dieser 
Bestimmung zu vermeiden, sieht das 
Körperschaftsteuerrecht den Mantel- 
kauftatbestand vor. Der Mantelkauf-
tatbestand bewirkt den Untergang des 
Verlustverwertungsrechts, wenn die 
steuerrechtliche Identität einer Kör-
perschaft basierend auf einer entgeltli-
chen Übertragung und einer damit ein-
hergehenden wesentlichen Änderung 
der organisatorischen, wirtschaftlichen 
sowie der Gesellschafterstruktur nicht 
mehr gegeben ist. 

Dadurch soll vermieden werden, dass 
Verluste auch dann noch verrechnet 
werden können, wenn es zwischen dem 
Zeitpunkt des Entstehens der Verluste 
und dem Zeitpunkt deren Verwertung 
zu einer gravierenden Änderung der 
Identität der Körperschaft gekommen 
ist. In den Körperschaftsteuerrichtli-
nien findet sich dazu die Aussage, dass 

von einer wesentlichen Änderung der 
Gesellschafterstruktur auszugehen ist, 
wenn sich 75 % der vorherigen Gesell-
schaftsstruktur ändern. 

Entscheidung des VwGH vom 
24.6.2025 (Ro 2023/15/0031)

Im Rahmen der vorliegenden Entschei-
dung befasste sich der Verwaltungsge-
richtshof (VwGH) mit einem Fall, im 
Rahmen dessen der alleinige Gesell-
schafter-Geschäftsführer einer über 
wesentliche Verlustvorträge verfügen-
den GmbH 55 % seiner Anteile veräu-
ßerte. Das BFG verneinte hier zunächst 
das Vorliegen eines Mantelkaufs, da es 
zu keiner Änderung der Gesellschafter- 
struktur im Ausmaß von 75 % kam. 

Der VwGH hob diese Entscheidung in 
der Folge allerdings als rechtswidrig 
auf und stellt klar, dass auch die Über-
tragung von mehr als der Hälfte der 
Anteile in Kombination mit einer zudem 

ausgeprägten Einflussnahme der neuen 
Gesellschafter auf die organisatorische 
und wirtschaftliche Struktur den Tatbe-
stand des Mantelkaufs erfüllen kann. 

Damit unterstreicht der VwGH wieder 
einmal, dass eine Überprüfung der Krite-
rien des Mantelkaufs nicht isoliert, son-
dern stets auf Basis des Gesamtbildes 
der Verhältnisse zu erfolgen hat. 
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Luxusimmobilien im Fokus
Im Rahmen des Betrugsbekämpfungs-
gesetzes 2025 wurde unter anderem eine 
wesentliche Änderung im Bereich der 
Umsatzsteuer beschlossen, welche die 
Vermietung von sogenannten „Luxus- 
immobilien“ betrifft. Während die 
gewerbliche Vermietung von Grund und 
Boden grundsätzlich von der Umsatz-
steuer befreit ist – sofern nicht zur  
Steuerpflicht optiert wurde – unterliegt  
die Vermietung von Immobilien für 
Wohnzwecke der Umsatzsteuer in Höhe 
von 10 %. Diese Umsatzsteuerpflicht hat  
zur Konsequenz, dass der Vermieterin 

bzw. dem Vermieter bei einer Vermie-
tung für Wohnzwecke hier auch ein Vor-
steuerabzug aus Vorleistungen zusteht.

Vermietung von Luxusimmobilien nun-
mehr unecht befreit

Mit dem Betrugsbekämpfungsgesetz 
2025 wurde die allgemeine Befreiungs-
bestimmung für die Vermietung von 
Grundstücken bzw. Gebäuden (aus-
genommen für Wohnzwecke) dahin-
gehend angepasst, dass auch die Ver-
mietung von „besonders repräsentativen  

Grundstücken“ (Luxusimmobilien) für  
Wohnzwecke nunmehr von dieser 
Umsatzsteuerbefreiung miterfasst ist, 
jedoch ohne die Möglichkeit, hier zur 
Steuerpflicht zu optieren. Dementspre-
chend ist nunmehr bei einer derartigen 
Vermietung auch für den Vermieter die 
Möglichkeit eines Vorsteuerabzugs aus-
geschlossen. 

Ein besonders repräsentatives Grund-
stück für Wohnzwecke liegt vor, wenn 
die Anschaffungs- und/oder Herstel-
lungskosten für das Grundstück für 
Wohnzwecke, samt Nebengebäuden 
und sonstigen Bauwerken, innerhalb 
eines Zeitraums von fünf Jahren ab der 
Anschaffung bzw. des Beginns der Her-
stellung, mehr als € 2 Mio. betragen. Bei 
Vermietungsobjekten wie Zinshäusern 
ist für die Kostengrenze auf jeden einzel-
nen Mietgegenstand separat abzustel-
len und nicht auf das gesamte Objekt. 

Inkrafttreten der Neuregelung

Die Neuregelung ist auf Umsätze und 
sonstige Sachverhalte anzuwenden, die 
nach dem 31.12.2025 ausgeführt wer-
den. Weitere Voraussetzung ist, dass die 
Immobilie ab dem 1.1.2026 angeschafft 
bzw. hergestellt wurde. © spuno  – stock.adobe.com
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Neueste Aussagen der OECD zur Homeoffice-Betriebsstätte
Wird Personal grenzüberschreitend 
für eine Arbeitgeberin bzw. für einen 
Arbeitgeber im ausländischen Home-
office tätig, so stellt sich dabei die Frage, 
ob durch diese Tätigkeiten im ausländi-
schen Homeoffice eine ertragsteuerli-
che Betriebsstätte für den Arbeitgeber 
im Ausland begründet wird. Viele Staa-
ten, wie auch Österreich, folgen dies-
bezüglich den Aussagen der OECD zur 
Auslegung des Betriebsstättenbegriffs. 
Am 19.11.2025 hat die OECD die aktu-
elle Fassung des OECD-Musterkommen-
tars veröffentlicht und hierzu wesentli-
che Klarstellungen vorgenommen.

Update des OECD-Musterabkommens 
2025

 • Keine Betriebsstätte ist anzunehmen, 
wenn eine natürliche Person während 
eines beliebigen Zwölfmonatszeit-
raums, der während des betreffen-
den Steuerjahres beginnt oder endet, 
weniger als 50 % ihrer gesamten 
Arbeitszeit für ihren Arbeitgeber von 
ihrem Homeoffice aus gearbeitet hat.

 • Verrichtet eine Person mindestens 
50  % (d.  h. 50  % oder mehr) ihrer 
Arbeitszeit für einen Arbeitgeber vom 
Homeoffice aus, so ist eine Betriebs-
stätte nur dann anzunehmen, wenn 
ein wirtschaftlicher Grund für die 
Nutzung von Homeoffice besteht. 

Als wirtschaftlich begründet gelten 
beispielsweise Kundengespräche, die 
Identifikation neuer Auftraggeber 
oder Lieferanten, der Betrieb eines 
Call-Centers oder im Homeoffice aus-
geübte Schulungs- und Reparaturleis-
tungen.

 • Kein wirtschaftlicher Grund liegt aus-
drücklich vor, wenn die Nutzung des 
Homeoffice lediglich zur Arbeitneh-
merbindung oder zur Kostenreduk-
tion dient (z. B. Reduktion von Büro-
flächen). In diesen Fällen begründet 

das Homeoffice keine ertragsteuerli-
che Betriebsstätte des Arbeitgebers 
im anderen Staat, sofern nicht beson-
dere Umstände auf etwas anderes  
hinweisen.

Das österreichische BMF hat sich in  
seiner Auslegung den aktualisier-
ten Aussagen der OECD zur Home- 
office-Betriebsstätte bereits ange-
schlossen und am 4.1.2026 eine ent-
sprechende Information dazu in der  
Findok veröffentlicht. 

Im Rahmen der Nationalratssitzung 
vom 10.12.2025 wurden im Zuge eines 
Abänderungsantrags zum Abgaben-
änderungsgesetz 2025 wesentliche 
Vereinfachungen im Zusammenhang 
mit dem Betrieb von Registrierkassen 
beschlossen. Diese Vereinfachungen 
umfassen nachfolgende Punkte:

ERHÖHUNG DER UMSATZGRENZE

Für Umsätze im Freien gibt es Verein-
fachungen bei der Registrierkassen-
pflicht (sogenannte „Kalte-Hände-
Regelung"). Betriebe mit einem Jahres-
umsatz in Höhe von bis zu € 30.000,00 
netto im Freien (Haus zu Haus, auf 
öffentlichen Plätzen) sind von der 
Registrierkassenpflicht befreit und 
dürfen die Tageslosung mittels Kassa-
sturz ermitteln. Diese Vereinfachung 
gilt auch für Almhütten, Buschen-

schanken (unter bestimmten Bedin-
gungen) und Kantinen gemeinnützi-
ger Vereine.

Die maßgebliche Umsatzgrenze in 
Höhe von bis dato € 30.000,00 wurde 
mit 1.1.2026 auf €  45.000,00 ange- 
hoben.

KLARSTELLUNG ZUR  
ELEKTRONISCHEN UND DIGITALEN 
BELEGERTEILUNG

Infolge der Weiterentwicklung der 
technischen Möglichkeiten erfolgte 
auch eine Klarstellung im Bereich der 
elektronischen bzw. digitalen Beleg-
erteilung. Die Unternehmerin bzw. 
der Unternehmer kann den elektroni-
schen Beleg entweder in den unmit-
telbaren Verfügungsbereich der Kun-
din bzw. des Kunden übermitteln (z. B. 

per E-Mail, App) oder dem Kunden die 
Möglichkeit einräumen, den elektroni-
schen Beleg mit einem Endgerät aus-
zulesen (z. B. per Bildschirmanzeige). 

Im Rahmen des „Auslesens“ wird es 
demnach ausreichend sein, wenn der 
Beleginhalt für eine gewisse Zeitdauer 
vor Ort, z.  B. auf einem Display, im 
Rahmen der Bezahlung angezeigt und 
so vom Kunden gescannt (z. B. „Scan-
nen" des angezeigten QR-Codes) oder 
abfotografiert werden kann.

Unbeschadet der Gleichwertigkeit des 
Papierbeleges mit dem digitalen Beleg 
können sowohl der Kunde als auch 
Organe der Abgabenbehörde weiter-
hin einen Papierbeleg verlangen.

Das Inkrafttreten dieser Änderung 
erfolgt mit 1.10.2026. 

VEREINFACHUNGEN FÜR REGISTRIERKASSENBETREIBER BESCHLOSSEN
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Für das Jahr 2026 beträgt die Geringfügigkeitsgrenze im 
Bereich der Sozialversicherung wie im Vorjahr € 551,10 
monatlich. Unterschreitet der monatliche Bezug die 
Geringfügigkeitsgrenze, so sind Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zwar in der Unfallversicherung versichert, 
verfügen allerdings über keine Pflichtversicherung in der 
Kranken-, Pensions- und Arbeitslosenversicherung. Wird 
die Geringfügigkeitsgrenze hingegen überschritten, so 
unterliegt der Arbeitnehmer der Vollversicherungs-
pflicht, was zu entsprechenden Beitragsabzügen auch für 
die Kranken-, Pensions- und Arbeitslosenversicherung im 
Rahmen der monatlichen Lohnabrechnung führt. 

KOLLEKTIVVERTRAGLICHE ERHÖHUNGEN BEACHTEN
Durch die mit Jahresbeginn erfolgenden kollektivver-
traglichen Erhöhungen steigt oftmals der Stundenlohn, 
während die Geringfügigkeitsgrenze im Jahr 2026 unver-
ändert bleibt. Dadurch entsteht ein hohes Risiko, dass 
geringfügig Beschäftigte, bei gleichbleibender Arbeits-
zeit, die monatliche Geringfügigkeitsgrenze von € 551,10 
überschreiten und dadurch ein vollversicherungspflichti-
ges Dienstverhältnis entsteht. 

HANDLUNGSEMPFEHLUNG
Um ein ungewolltes Überschreiten der Geringfügigkeits-
grenze zu vermeiden, empfiehlt sich daher folgende  
Vorgehensweise:
 • Überprüfen Sie etwaige geringfügige Dienstverhält-
nisse stets im Zuge von kollektivvertraglichen Erhö-
hungen.

 • Reduzieren Sie im Bedarfsfall das Arbeitszeitausmaß 
rechtzeitig, um unterhalb der Geringfügigkeitsgrenze 
zu bleiben.

 • Informieren Sie betroffene Arbeitnehmer frühzeitig 
und dokumentieren Sie etwaige Änderungen stets 
schriftlich. 

ÜBERPRÜFUNG ALLER GERINGFÜGIGEN 
DIENSTVERHÄLTNISSE MIT JAHRESBEGINN

Stand: 4.1.2026

Haftung eines Geschäftsführers 
im Insolvenzverfahren

STEUERTERMINE  |  FEBRUAR 2026

VERBRAUCHERPREISINDIZES

Befindet sich eine Gesellschaft in der Krise und droht ein  
Insolvenzverfahren, so stellt sich hier oftmals auch die Frage, 
ob im Rahmen dessen auch die handelsrechtliche Geschäfts-
führerin bzw. der handelsrechtliche Geschäftsführer zur Haf-
tung für etwaige Schulden der Gesellschaft herangezogen 
werden kann. Grundsätzlich haftet zwar die Gesellschaft selbst 
mit ihrem gesamten Gesellschaftsvermögen, bei schuldhafter 
Verletzung von Sorgfaltspflichten (objektiver Sorgfaltsmaß-
stab) kann jedoch auch der handelsrechtliche Geschäftsführer  
zur Haftung herangezogen werden. Eine solche Haftung kann 
sich beispielsweise in Zusammenhang mit nachfolgenden  
Tatbeständen ergeben:

 • Grob fahrlässige Beeinträchtigung von Gläubigerinteresse 
(kridaträchtiges Handeln oder Verhalten); 

 • Haftung für die Vornahme von Zahlungen nach Insolvenz-
reife – Masseverkürzung;

 • Nicht rechtzeitige Stellung eines Antrags auf Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens;

 • Haftung für Abgaben und SV-Beiträge bei schuldhafter 
Pflichtverletzung;

 • Bei nach den Rechnungslegungsvorschriften prüfungspflich-
tigen GmbHs im Falle der Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens: Die Nichtbeantragung des Reorganisationsverfahrens 
trotz vermutetem Reorganisationsbedarf sowie die Nicht-
aufstellung bzw. Nichtprüfung des Jahresabschlusses.

Schutzmaßnahmen für Geschäftsführungsorgane

Um eine persönliche Haftung für Führungskräfte weitestge-
hend einzudämmen, sollten nachfolgende Punkte beachtet 
werden:

 • Laufende Liquiditätsplanung

 • Frühzeitige Sanierungsprüfung

 • Umfassende Dokumentation wichtiger Geschäftsentschei-
dungen

 • Vermeidung selektiver Zahlungen

 • Rechtzeitige Stellung eines Insolvenzantrages

 • Abschluss einer D&O-Versicherung 

Monat Jahres-
inflation %

VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Dezember 2025 3,8 129,8 140,4

November 2025 4,0 129,4 140,0

Oktober 2025 4,0 129,0 139,6

Fälligkeitsdatum 16. Februar 2026
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